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1	 Personalbearbeitende Dienststellen

	� Diese Verwaltungsvorschrift gilt für personalbearbeitende 
Dienststellen im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Landwirtschaft und Umwelt. Diese sind

	 a)	 das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie,

	 b)	� das Landesamt für Landwirtschaft, Lebensmittelsicher-
heit und Fischerei,

	 c)	 die Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt,

	 d)	 die Biosphärenreservatsämter,

	 e)	 die Nationalparkämter,

	 f)	 die Fachschule für Agrarwirtschaft,

	 g)	� die Landesforschungsanstalt für Landwirtschaft und Fi-
scherei und

	 h)	 das Landgestüt Redefin.

2	 Übertragung der Dienstvorgesetzteneigenschaft

	� Die Dienstvorgesetzteneigenschaft im Sinne des § 3 Absatz 2 
des Landesbeamtengesetzes wird grundsätzlich auf die Leite-
rin oder den Leiter der personalbearbeitenden Dienststellen 
(Behördenleitung) übertragen, soweit eine Übertragung nicht 
aufgrund beamtenrechtlicher Vorschriften ausgeschlossen ist.

3	 Befugnisse der oberen Landesbehörden

3.1	� Sämtliche Personalbefugnisse werden für die Beamtinnen und 
Beamten der Laufbahngruppe 1 sowie der Laufbahngruppe 2 
bis einschließlich der Besoldungsgruppe A 14 der Bundesbe-
soldungsordnung A und für die Tarifbeschäftigten bis ein-
schließlich der Entgeltgruppe E 14 des Tarifvertrages für den 
öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) sowie für die Tarifbe-
schäftigten des Tarifvertrages zur Regelung der Arbeitsbedin-
gungen von Beschäftigten in forstwirtschaftlichen Verwaltun-
gen, Einrichtungen und Betrieben der Länder (TV-L-Forst) für 
den jeweiligen Geschäftsbereich auf das Landesamt für Land-
wirtschaft, Lebensmittelsicherheit und Fischerei und das Lan-
desamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie übertragen, 
soweit sie nicht der obersten Dienstbehörde vorbehalten sind.

Erlass zur Übertragung personalrechtlicher Befugnisse im Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt  

(LM-Personalbefugnisübertragungserlass – LMPBefÜE M-V)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt 

Vom 24. Oktober 2018 – VI 110 - 0319-43000-2012/007-003 –

VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 100 - 36

Aufgrund

–	� des Artikels 48 Satz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 23. Mai 1993 (GVOBl. M-V S. 372), die zuletzt 
durch  Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juli 2016 (GVOBl. M-V S. 573) geändert worden ist, in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 2 
und Artikel 3 Absatz 2 der Anordnung des Ministerpräsidenten über die Übertragung personalrechtlicher Befugnisse vom 17. April 
2013 (GVOBl. M-V S. 273),

–	� des § 8 Absatz 1 Satz 2, § 30 Absatz 1 Satz 1, § 49 Absatz 1 Satz 2 und § 50 Absatz 1 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes vom  
17. Dezember 2009 (GVOBl. M-V S. 687), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Mai 2018 (GVOBl. M-V S. 193, 201) 
geändert worden ist,

–	� des § 35 Absatz 3 Satz 2, § 44 Absatz 2 Satz 1 und § 45 Absatz 3 Satz 2 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-
Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. März 2012 (GVOBl. M-V S. 26), das durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
4. Juli 2014 (GVOBl. M-V S. 316, 322) geändert worden ist, in Verbindung mit § 3 Absatz 3 der Bezügezuständigkeitslandesver-
ordnung vom 20. September 2006 (GVOBl. M-V S. 734), der Sonderurlaubsverordnung vom 1. Juni 2016 (BGBl. I S. 1284),

–	� des § 7 Absatz 2 des Landesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. September 2001 (GVOBl. M-V S. 321), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 11. Februar 2018 (GVOBl. M-V S. 50, 52) geändert worden ist,

–	� des § 5 des Landesdisziplinargesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. November 2015 (GVOBl. M-V  S. 437), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Mai 2018 (GVOBl. M-V S. 193, 203) geändert worden ist,

–	� des § 6 der Dienstjubiläumsverordnung vom 18. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2267), die durch Artikel 3 des Gesetzes vom 3. De-
zember 2015 (BGBl. I S. 2163, 2170) geändert worden ist,

erlässt das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt folgende Verwaltungsvorschrift:
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3.2	� Durch die oberen Landesbehörden nach Nummer 3.1 ist bei 
der obersten Dienstbehörde für folgende Maßnahmen im Hin-
blick auf die Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 2 
zweites Einstiegsamt für die Besoldungsgruppen A 13 und  
A 14 der Bundesbesoldungsordnung A sowie für vergleich
bare Tarifbeschäftigte die vorherige Zustimmung einzuholen:

	 a)	 die Stellenausschreibung vor Veröffentlichung,

	 b)	� die Ernennung (§ 8 Absatz 1 des Landesbeamtengeset-
zes) und Entlassung (§ 32 Absatz 1 des Landesbeamten-
gesetzes),

	 c)	� die Einstellung und Beendigung von Arbeitsverhältnis-
sen, 

	 d)	� Beförderungen sowie für die dauerhafte Übertragung 
von höherwertigen Tätigkeiten,

	 e)	� Versetzungen und Abordnungen länger als drei Monate 
und

	 f)	� Versetzungen in den Ruhestand aufgrund Dienstunfähig-
keit.

	� Die oberste Dienstbehörde behält sich die Teilnahme am 
Auswahlgespräch vor.

3.3	� Für die Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppen  
A 15 und A 16 der Bundesbesoldungsordnung A und für ver-
gleichbare Tarifbeschäftigte werden, mit Ausnahme der Be-
fugnisse für die Behördenleitungen, folgende Befugnisse für 
den jeweiligen Geschäftsbereich an die oberen Landesbehör-
den nach Nummer 3.1 übertragen:

	 a)	� Bearbeitung der Urlaubs-, Kranken- und sonstiger Ab-
wesenheitszeiten,

	 b)	 antragsgemäße Bewilligung von Teilzeitanträgen,

	 c)	� antragsgemäße Bearbeitung von Anträgen auf familien- 
und behindertenfreundliche Arbeitsorganisation (FBA-
Anträge),

	 d)	� Durchführung von Verfahren des betrieblichen Wieder-
eingliederungsmanagements (BEM) mit anschließender 
Berichterstattung an die oberste Dienstbehörde,

	 e)	 Berechnung von Beschäftigungs- und Jubiläumszeiten,

	 f)	� Anfertigung und Aushändigung der Jubiläums- und Dank
urkunden,

	 g)	 Nebentätigkeitsangelegenheiten, 

	 h)	 Meldung von Besoldungs- oder Entgeltangelegenheiten,

	 i)	� Bearbeitung und Anerkennung von Dienstunfällen ohne 
Drittbeteiligung,

	 j)	� Bearbeitung von Mutterschutz- und Elternzeitangele-
genheiten sowie

	 k)	� Bearbeitung reisekosten- und trennungsgeldrechtlicher 
Angelegenheiten.

	� Die Meldung von Besoldungs- oder Entgeltangelegenheiten 
nehmen die Behörden auch für die Behördenleitungen wahr.

3.4	� Über eine beabsichtigte Ablehnung oder nicht antragsgemä-
ße Gewährung von FBA oder Teilzeit für Beamtinnen und 
Beamte der Besoldungsgruppen A 13 bis A 14 der Bundes-
besoldungsordnung A und vergleichbare Tarifbeschäftigte ist 
die oberste Dienstbehörde rechtzeitig in Kenntnis zu setzen.

3.5	� Soweit nicht vom Zustimmungsvorbehalt nach Nummer 3.2 
Satz 1 bereits umfasst, sind sämtliche unbefristete Stellen-
ausschreibungen der obersten Dienstbehörde mindestens ei-
ne Woche vor der Veröffentlichung unter Vorlage des Aus-
schreibungsentwurfes anzuzeigen. 

4	� Befugnisse der unteren Landesbehörden, der Landesfor-
schungsanstalt für Landwirtschaft und Fischerei, der Fach-
schule für Agrarwirtschaft und des Landgestüts Redefin

4.1	� Sämtliche Personalbefugnisse werden für Tarifbeschäftigte 
bis einschließlich E 12 des TV-L sowie für die Tarifbeschäf-
tigten des TV-L-Forst für den jeweiligen Geschäftsbereich 
auf die Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt, 
die Biosphärenreservatsämter, die Nationalparkämter, die 
Landesforschungsanstalt für Landwirtschaft und Fischerei, 
die Fachschule für Agrarwirtschaft übertragen, soweit sie 
nicht der obersten Dienstbehörde vorbehalten sind.

4.2	� Sämtliche Personalbefugnisse werden für drittmittelfinan-
zierte Tarifbeschäftigte an die Landesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft und Fischerei übertragen. 

4.3	� Für die Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 1 und 
Laufbahngruppe 2 erstes Einstiegsamt werden folgende Be-
fugnisse für den jeweiligen Geschäftsbereich an die in Num-
mer 4.1 genannten Behörden übertragen:

	 a)	 Durchführung von Stellenbesetzungsverfahren,

	 b)	� Bearbeitung der Urlaubs-, Kranken- und sonstiger Ab-
wesenheitszeiten, 

	 c)	 antragsgemäße Bearbeitung von Teilzeitanträgen,

	 d)	� Bearbeitung von Mutterschutz- und Elternzeitangele-
genheiten,

	 e)	� Bearbeitung reisekosten- und trennungsgeldrechtlicher 
Angelegenheiten,

	 f)	 antragsgemäße Bearbeitung von FBA-Anträgen,

	 g)	� Durchführung von BEM-Verfahren mit anschließender 
Berichterstattung an die oberste Dienstbehörde,

	 h)	 Berechnung von Beschäftigungs- und Jubiläumszeiten,

	 i)	� Anfertigung und Aushändigung der Jubiläums- und Dank
urkunden,
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	 j)	 Nebentätigkeitsangelegenheiten, 

	 k)	 Meldung von Besoldungsangelegenheiten sowie

	 l)	� Bearbeitung und Anerkennung von Dienstunfällen ohne 
Drittbeteiligung.

4.4	� Für die Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 2 
zweites Einstiegsamt und vergleichbare Tarifbeschäftigte 
werden, mit Ausnahmen der Befugnisse für die Behördenlei-
tung, die folgenden Befugnisse für den jeweiligen Geschäfts-
bereich an die in Nummer 4.1 genannten Behörden übertra-
gen:

	 a)	� Bearbeitung der Urlaubs-, Kranken- und sonstiger Ab-
wesenheitszeiten, 

	 b)	 antragsgemäßen Bearbeitung von FBA-Anträgen,

	 c)	� Anfertigung und Aushändigung der Jubiläums- und Dank
urkunden,

	 d)	� Meldung von Besoldungs- oder Entgeltangelegenheiten 
sowie

	 e)	� Durchführung von BEM-Verfahren mit anschließender 
Berichterstattung an die oberste Dienstbehörde.

	� Die Meldung von Besoldungs- oder Entgeltangelegenheiten 
nehmen die Behörden auch für die Behördenleitungen wahr.

4.5	� Sämtliche Personalbefugnisse werden für den eigenen Ge-
schäftsbereich für die Tarifbeschäftigten bis einschließlich 
der Entgeltgruppe E 9 des TV-L sowie für die Tarifbeschäf-
tigten des TV-Forst auf das Landgestüt Redefin übertragen, 
soweit sie nicht der obersten Dienstbehörde vorbehalten sind.

4.6	� Für die Tarifbeschäftigten bis einschließlich der Entgeltgrup-
pe E 12 des TV-L werden die Befugnisse nach Nummer 4.3 
an die in Nummer 4.5 genannte Behörde übertragen. Die 
Meldung von Entgeltangelegenheiten nimmt die Behörde 
auch für die Behördenleitung wahr.

4.7	� Über eine beabsichtigte Ablehnung sowie nicht antragsge-
mäße Gewährung von FBA und Teilzeit für Tarifbeschäftigte 
bis einschließlich E 12 des TV-L sowie für die Tarifbeschäf-
tigten des TV-L-Forst ist die oberste Dienstbehörde rechtzei-
tig in Kenntnis zu setzen.

4.8	� Sämtliche unbefristete Stellenausschreibungen sind dem Mi-
nisterium für Landwirtschaft und Umwelt mindestens eine 
Woche vor der Veröffentlichung unter Vorlage des Ausschrei-
bungsentwurfes anzuzeigen.

5	 Zuständigkeiten der obersten Dienstbehörde

5.1	� Der obersten Dienstbehörde obliegen sämtliche Personalbe-
fugnisse, soweit sie nicht gemäß den Nummern 3, 4, 6 und 7 
übertragen wurden. 

5.2	� Die oberste Dienstbehörde entscheidet über die Bestellung 
der stellvertretenden Leiterin oder des stellvertretenden Lei-

ters sowie über die der jeweiligen Behördenleitung direkt 
unterstellte Leitungsebene. 

5.3	� Die oberste Dienstbehörde entscheidet für alle Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des Geschäftsbereichs über folgende 
Maßnahmen:

	 a)	� unbezahlten Urlaub für mehr als drei Monate gemäß § 22 
Absatz 1 Satz 2 der Sonderurlaubsverordnung oder § 28 
des TV-L,

	 b)	� bezahlten Urlaub für mehr als zwei Wochen gemäß § 22 
Absatz 3 der Sonderurlaubsverordnung,

	 c)	� Übertragung von höherwertigen Tätigkeiten, sofern die-
se Übertragung zu einer Überschreitung der Personalbe-
fugnisse nach den Nummern 3 und 4 führt,

	 d)	� Entscheidung über Rechtsmittel in Gerichtsverfahren, 
die im Zusammenhang mit den übertragenen personal-
rechtlichen Befugnissen stehen,

	 e)	� Angelegenheiten der Behörde der Bundesbeauftragten 
für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe-
maligen Deutschen Demokratischen Republik.

5.4	� Für die Dienstposten- und Tätigkeitsbeschreibungen ein-
schließlich Bewertungsverfahren gelten für sämtliche 
Dienstposten im Geschäftsbereich gesondert festgelegte Ver-
fahrens- und Zuständigkeitsregelungen. 

5.5	� Die oberste Dienstbehörde behält sich vor, die Führung der 
Dienstgeschäfte nach § 49 des Landesbeamtengesetzes zu 
verbieten.

5.6	� Anträge an den Landesbeamtenausschuss, das Ministerium 
für Inneres und Europa und an das Finanzministerium sind 
auf dem Dienstweg zu stellen.

6	 Fortbildung

6.1	� Den oberen Landesbehörden nach Nummer 3.1 wird die Zu-
ständigkeit für die Erhebung des Fortbildungs- und Entwick-
lungsbedarfes, die Fortbildungsorganisation im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel sowie die Evalua-
tion der Fortbildungsmaßnahmen aller Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ihres Geschäftsbereichs übertragen. Die Fortbil-
dungsbedarfe gemäß der Abfrage der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung, Polizei und Rechtspflege des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern  sowie die in Nummer 6.2 ge-
nannten Bedarfe sind der obersten Dienstbehörde zur Kennt-
nis zu geben. Für die Beamtinnen und Beamten der Lauf-
bahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt und vergleichba-
re Tarifbeschäftigte sind der obersten Dienstbehörde zusätz-
lich die Entwicklungsbedarfe zu melden.

6.2	� Von der Übertragung nach Nummer 6.1 ausgenommen sind 
die genannten Maßnahmen für die Behördenleitungen sowie 
die Organisation übergreifender Fortbildungsthemen und 
spezielle, auf die Bedürfnisse des Geschäftsbereiches zuge-
schnittene, Fortbildungsbedarfe. Die Finanzierung durch die 
Behörden nach Nummer 6.1 bleibt davon unberührt.
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7	 Ausbildung

	� Sämtliche Personalbefugnisse sowie reisekosten- und tren-
nungsgeldrechtliche Angelegenheiten werden 

	 a)	� für Beamte auf Widerruf für den Vorbereitungsdienst für 
das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 in der 
Fachrichtung des Agrar- und umweltbezogenen Dienstes 
im Verwendungsbereich Fischereiverwaltung, 

	 b)	� für die Auszubildenden nach dem Tarifvertrag für Auszu-
bildende der Länder in Ausbildungsberufen nach dem 
Berufsbildungsgesetz und dem TVA-L-Forst 

	� den in Nummer 1 Satz 2 genannten personalbearbeitenden 
Dienststellen für den jeweiligen Geschäftsbereich übertra-
gen.

8	 Anträge von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

	� Anträge von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, deren Be-
scheidung der obersten Dienstbehörde obliegt, sind dieser 
mit einem begründeten Entscheidungsvorschlag auf dem 
Dienstweg zuzuleiten.

9 	 Personalakten

	� Die personalbearbeitenden Dienststellen nach Nummer 1 
Satz 2 führen die Personalakten aller Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ihres Geschäftsbereiches, für die ihnen die Per-
sonalhoheit übertragen wurde.

10	 Einzelfallregelung

	� Für Einzelfälle behält sich die oberste Dienstbehörde vor, die 
übertragenen Befugnisse wieder an sich zu ziehen. 

11	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	� Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffent-
lichung in Kraft. Gleichzeitig tritt der Personalbefugnisüber-
tragungserlass vom 2. Februar 2011 (AmtsBl. M-V S.173), 
der zuletzt durch die Verwaltungsvorschrift vom 26. Septem-
ber 2012 (AmtsBl. M-V S. 750) geändert worden ist, außer 
Kraft.

AmtsBl. M-V 2018 S. 610 
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Artikel 1

Die Verwaltungsvorschrift zur Entschädigung für Maßnahmen zur 
Vorbeugung vor der Afrikanischen Schweinepest bei der Schwarz-
wildbejagung in Mecklenburg-Vorpommern vom 1. Dezember 
2017 (AmtsBl. M-V S. 843) wird wie folgt geändert:

1.	� In Nummer 2 Buchstabe b werden die Wörter „1. Dezember 
2017 bis einschließlich 31. März 2018“ durch die Wörter  
„1. Oktober 2018 bis einschließlich 31. Januar 2019“ ersetzt.

2.	� In Nummer 4 werden nach dem Wort „oder“ die Wörter „als 
pauschaler Festbetrag in Höhe von 35 Euro“ eingefügt.

3.	� In Nummer 5 Buchstabe b wird das Wort „und“ durch das 
Wort „oder“ ersetzt.

4.	� In Anlage 1 werden der Überschrift ein Komma und die Wör-
ter „die durch die Verwaltungsvorschrift vom 7. November 
2018 (AmtsBl. M-V S. 614) geändert worden ist“ angefügt.

5.	 Anlage 2 wird wie folgt geändert:

	 a)	� Der Überschrift werden ein Komma und die Wörter „die 
durch die Verwaltungsvorschrift vom 7. November 2018 
(AmtsBl. M-V S. 614) geändert worden ist“ angefügt.

	 b)	� In Nummer 3 wird die Angabe „25 Euro“ durch die Anga-
be „35 Euro“ ersetzt. 

Artikel 2

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 
2018 in Kraft.

AmtsBl. M-V 2018 S. 614

Erste Änderung der Verwaltungsvorschrift zur Entschädigung 
für Maßnahmen zur Vorbeugung vor der Afrikanischen Schweinepest bei 

der Schwarzwildbejagung in Mecklenburg-Vorpommern*

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt

Vom 7. November 2018 – VI 240-1 –

Das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt erlässt im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und nach Anhörung des Lan-
desrechnungshofes folgende Verwaltungsvorschrift:

__________
*  Ändert VV vom 1. Dezember 2017; VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 792 - 15
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1.	� In Nummer 10 sind die Wörter „voraussichtlich am“ zu strei-
chen.

2.	� In Nummer 11 sind die Wörter „fachwerkler – Lehrkonzeption 
und Grafikdesign GbR“ durch die Wörter „fachwerkler – Kon-
zeption und Grafikdesign GbR“ zu ersetzen.

Schwerin, den 7. November 2018

AmtsBl. M-V 2018 S. 615 

Landesbaupreis Mecklenburg-Vorpommern 2019 
(AmtsBl. M-V 2018 S. 595) 

– Berichtigung – 

Die Bekanntmachung „Landesbaupreis Mecklenburg-Vorpommern 2019“ vom 19. Oktober 2018 (AmtsBl. M-V S. 595) ist wie folgt 
zu berichtigen:
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